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Die Erste Seite

Unternehmensberichterstattung inZeitenderBekämp-
fungdesKlimawandels: Transparenzallein reichtnicht

Die EU-Kommission ist davon überzeugt, dass die Klimaschutzziele aus

dem Pariser Abkommen nur zu erreichen sind, wenn auch das Kapital der

Privatwirtschaft in Höhe von mindestens 150 Mrd. Euro jährlich mobili-

siert wird. An den entsprechenden Rahmenbedingungen wurde in den

vergangenen zwei Jahren mit hoher Intensität gearbeitet.

Eine von der EU-Kommission eingesetzte High Level Expert Group on

Sustainable Finance hat Anfang 2018 Empfehlungen vorgelegt, wie

Nachhaltigkeitsaspekte auf europäischen Kapitalmärkten besser beachtet

werden können. Übergeordnete Ziele sind nachhaltige Ressourcenalloka-

tion, Berücksichtigung von Nachhaltigkeitsaspekten in Risikomanage-

mentsystemen sowie die Förderung von

Transparenz und Langfristigkeit. Dazu

wurde eine EU Technical Expert Group

on Sustainable Finance eingerichtet, die

sich neben der Entwicklung einer Nach-

haltigkeitstaxonomie mit den Kriterien

für Green Bonds befasst, mit der Einrich-

tung eines Low-Carbon-Börsenindex und

der Ergänzung der Non-Binding Guide-

lines um die Empfehlungen der Task Force on Climate-Related Financial

Disclosures (TCFD). Transparenz spielt bei allen vier Themen eine zen-

trale Rolle.

Als Teil des EU Sustainable Finance Action Plan vom März 2018 wurde ein

Corporate Reporting Lab bei der European Financial Reporting Advisory

Group (EFRAG) eingerichtet, das die Rechnungslegungsvorgaben unter

Beachtung von Nachhaltigkeit und Digitalisierung fortentwickeln soll. Der

erste Tätigkeitsschwerpunkt des Lab soll die Berücksichtigung der TCFD-

Empfehlungen zur Klimaberichterstattung in der europäischen Rech-

nungslegung sein. Die EU-Marktaufsicht ESMA hat die Umsetzung der

durch die CSR-Richtlinie geschaffenen Berichtspflichten als einen Schwer-

punkt der European Common Enforcement Priorities for 2018 festgelegt.

Demnach können Angaben zu Risiken sowohl durch den Klimawandel als

auch durch regulatorische Eingriffe zur Begrenzung des Klimawandels für

das jeweilige Geschäftsmodell erforderlich sein. Für die entsprechende

Berichterstattung würden sich besonders die TCFD-Empfehlungen anbie-

ten. Auf der EU-Ebene ist der klare Wille erkennbar, die Lageberichterstat-

tung im Hinblick auf die TCFD-Empfehlungen fortzuentwickeln.

Als weiteren Teil des EU Sustainable Finance Action Plan hat die EU Mitte

2018 einen Fitness Check on Corporate Reporting durchgeführt, in dessen

Rahmen alle EU-Verordnungen und Richtlinien mit Rechnungslegungsbe-

zug auf ihren Anpassungsbedarf vor dem Hintergrund nachhaltiger Ent-

wicklung und Digitalisierung hinterfragt wurden.

Das Institut der Wirtschaftsprüfer (IDW) ist überzeugt, dass der gegenwär-

tige Rechtsrahmen der Europäischen Union zur Finanzberichterstattung

von Unternehmen grundsätzlich konsistent ist. Allerdings werden derzeit

in die externe Unternehmensberichterstattung in inflationärer Anzahl

neue Bestandteile eingeführt. Dabei die Konsistenz der Rechnungslegung

zu erhalten, stellt eine große Herausforderung dar. Dies gilt auch für die

Prüfung und Offenlegung der neuen Berichtselemente, etwa der nicht-

finanziellen Berichterstattung.

Der EU Sustainable Finance Action Plan setzt bei der Bekämpfung des Klima-

wandels vor allem auf Transparenz. Ohne flankierende Maßnahmen des Ge-

setzgebers ist die Unternehmensbericht-

erstattung aber wenig geeignet, Verände-

rungen herbeizuführen. Sowird auch bei den

TCFD-Empfehlungen davon ausgegangen,

dass Investoren Informationen über mittel-

bis langfristige Klimarisiken in Unterneh-

mensberichten nutzen und die entsprechen-

den Risiken einpreisen. Allerdings hat sich

die deutsche Politik zwischenzeitlich von ih-

ren Klimazielen für 2020 verabschiedet. Dies bestätigt eher diejenigen In-

vestoren, die die Klimarisiken bislang ausgeblendet haben. Der Sachverstän-

digenrat zur Begutachtung der gesamtwirtschaftlichen Entwicklung emp-

fiehlt in seinem aktuellen Jahresgutachten eine Intensivierung des CO2-

Emissionszertifikatehandels. Das dürfte – anders als eine ausschließliche Of-

fenlegung von Emissionswerten – dazu führen, dass Investoren solche Emis-

sionen unmittelbar einpreisen.

Das Intergovernmental Panel on Climate Change (IPCC) geht davon aus,

dass der Klimawandel – im Gegensatz zur Digitalisierung und zum demo-

grafischen Wandel – vergleichsweise wenige Branchen unmittelbar be-

treffen wird. Es sind vor allem treibhausgasintensive Unternehmen wie

die der Stahl-, Chemie-, Energieerzeugungs- und Automobilwirtschaft so-

wie Versicherungsunternehmen. Allerdings machen diese Branchen rund

die Hälfte der DAX 30-Unternehmen aus. Auch deshalb ist die intensive

Begleitung der EU-Initiativen in Deutschland erforderlich. Die Bundesre-

gierung sollte zeitnah darlegen, welche Ziele wie und bis wann erreicht

werden sollen. So wäre die Rechtssicherheit für Unternehmen und Inves-

toren gewährleistet, auf der aufbauend Investitionen getätigt werden

können. Andernfalls besteht die Gefahr, dass künftig Ad-hoc-Maßnahmen

eingeleitet werden müssen, um Klimaziele zu erreichen. Potenziell ein-

schneidende Entscheidungen sollten mit ausreichendem zeitlichem Vor-

lauf fallen, damit sie in den Investitionszyklen von Unternehmen und Ver-

brauchern berücksichtigt werden können.

Die derzeit inflationäre Einfüh-
rung neuer Bestandteile in die
externe Unternehmensbericht-
erstattung beeinträchtigt die

Konsistenz der Rechnungslegung.
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